STADT FRIEDRICHSHAFEN

Sitzungsvorlage

Drucksache-Nr. 2016 / V 00329

Ausfertigungen:

SBV

Stadtplanungsamt, AVL, BOA, BSU, RA, SBA,

Dienststelle: Stadtplanungsamt

Aktenzeichen: PL 611-16 Nr. 213/ Es

09.11.2016, Unterschrift:

Mitzeichnung (Datum, Kurzzeichen):

[] BM Krezer XI EBM Dr. Kohler
[0 BM Koster XI Oberbiirgermeister
Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 213 "Hagleweg" nach 8

13a BauGB Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss

Anlage 1: Lageplan (Entwurf Vorhabenbezogener Bebauungsplan) vom 07.11.2016
Anlage 2: Textteil/ Ortliche Bauvorschriften (Entwurf) vom 07.11.2016

Anlage 3: Begriindung (Entwurf) vom 07.11.2016

Anlage 4: Vorhabenplanung (Entwurf) vom 07.11.2016 und Ansichten (Entwurf)
Anlage 5: Freiflachengestaltungsplan (Entwurf) vom 07.11.2016

Anlage 6: Vorbereitender Umweltbericht vom 02.11.2016

Anlage 7: Schalltechnische Untersuchung vom 10.11.2016

Anlage 8: Bodenuntersuchungen vom 06.12.2015

Anlage 9: Baugrunduntersuchung vom 24.11.2015

Medien: Bitte ankreuzen. Alles, was prasentiert werden soll, muss mindestens 1 Arbeitstag vor den
jeweiligen Sitzungen der Geschéftsstelle des Gemeinderates zugeleitet werden, damit die Prasentation

gewahrleistet werden kann.

X MS Office 2003 Dateien | [X] .pdf-, htm- []DVD [] Video (VHS) ] Folien
(inkl. ppt, .mpp) Dateien (ungeeignet)
| Referent und Zeitdauer: Sauter, Klaus , Blro Plosser, Biro Senner, 15 min.
Gremium: Datum: Zustandigkeit: | Offentlichkeitsstatus:
Technischer 06.12.2016 Vorberatung Offentlich
Ausschuss/Betriebsausschuss SE
Gemeinderat 12.12.2016 Beschluss offentlich

Offentliche Sitzung des Technischen Ausschusses am 27.09.2016 u. 6ffentl. Sitzungs des
Gemeinderates am 10.10.2016—Vorhabenbezogener Bebauungsplan —,Hagleweg*

Einleitungsbeschluss (DS-Nr. 2016/264)

2016 /V 00329

Seite 1von 5




FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN [Jja X nein

Kosten: [ ] einmalige Kosten Betrag: EUR

[] jahrliche Folgekosten: Personalkosten  Betrag: EUR

Sachkosten Betrag: EUR

Zuschiisse [ ] einmalige Einnahme(n) Betrag: EUR
bzw.

Beitrage: [] laufende (jahrlich) Betrag: EUR

MITTELBEREITSTELLUNG IM HAUSHALT:

[ ] Stadt. Haushalt CIJvwH [JVMH Fipo:
[] stiftungs-Haushalt LIJvwH [JVMH Fipo:

Zur Verfugung stehende Mittel

(Planansatz und Haushaltsausgaberest Ifd. Jahr): EUR
Noch bereitzustellen: EUR
Deckungsvorschlag: EUR

Beschlussantrag:

1. Fur den im Lageplan vom 07.11.2016 dargestellten Geltungsbereich wird die Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 213 ,Hagleweg“ auf der Grundlage des § 13a
Baugesetzbuch (BauGB) als Plan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren
beschlossen.

2. Dem Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 213 ,Hagleweg“ sowie dem darin
integrierten Entwurf zur Satzung Uber 6rtliche Bauvorschriften wird zugestimmt. Grundlagen sind
der Lageplan (Entwurf) mit eingetragenem Geltungsbereich, der Textteil (Entwurf) sowie die
Begrundung (Entwurf), jeweils vom 07.11.2016.

3. Die Entwurfsplane (Vorhabenplanung) werden als Bestandteil des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes und als Grundlage fur den Durchfiihrungsvertrag zustimmend zur Kenntnis
genommen.

4. Die Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird nach ortsiiblicher
Bekanntmachung fir die Dauer eines Monats durchgefihrt.

5. Die zu beteiligenden Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange werden gemal § 4
Baugesetzbuch (BauGB) um Stellungnahme gebeten.

Begrindung:
Die Real Massivhaus & Immobilien GmbH ist Eigentimerin des Grundstiicks (Flurstiick Nr. 74/1) in

Jettenhausen sidlich des Haglewegs mit einer GesamtgrofRe von ca. 8700 m2. Das Grundstiick ist
unbebaut und wurde bis vor kurzem landwirtschaftlich genutzt. Die Bauliicke ist im Baulandkataster
erfasst. Auf dem Grundstick besteht seit Mai 1971 Baurecht aufgrund des rechtskréftigen
Bebauungsplanes Nr. 124 ,Anderung Jettenhausen Siid-Ost*.

Fur das Grundsttick Flst. Nr. 74/1 wurde im Dezember 2015 ein Bauantrag beim Bauordnungsamt
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Friedrichshafen eingereicht. Der Bauantrag enthielt mehrere Abweichungen vom oben genannten
Bebauungsplan. Im Zuge der Antragsbearbeitung wurden auch der Inhalt des Bebauungsplans und
die entsprechende Verfahrensakte tUberpruft, da es z.T. zu unterschiedlichen Interpretationen bzgl.
bestimmter Festsetzungen im Bebauungsplan gekommen ist.

Insbesondere die Anzahl der Geschosse wurde widersprichlich interpretiert. Im Bebauungsplan
werden grundsatzlich Vollgeschosse festgesetzt, d.h. Geschosse die nach Definition der
Landesbauordnung kein Vollgeschoss sind, waren grundséatzlich genehmigungsfahig. Aufgrund der
rechtlichen Prifung der Verfahrensakte des Bebauungsplans durch das Rechtsamt der Stadt
Friedrichshafen und Vergleichsfélle in der Rechtsprechung musste in diesem Fall klargestellt werden,
dass im Zusammenhang mit der Festsetzung von Flachdachern sogenannte Attika-
/Staffelgeschosse, die die MalRe eines Vollgeschosses nicht erreichen, in diesem Bebauungsplan
nicht zusatzlich moglich sind. Dies ergab sich auch aufgrund der Protokolle zu den damaligen
Beratungen des Gemeinderats im Bebauungsplanverfahren Ende der 60er Jahre. Hierbei wurde
auch aufgrund von Birgereinwendungen mehrfach die Anzahl der Geschosse nach unten gesetzt.

Der Bauantrag vom Dezember 2015 hatte, neben der Ausschopfung der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse, auch in allen vier geplanten Wohngebduden Attikageschosse
vorgesehen. Des Weiteren wurde bei der Bauantragsbearbeitung festgestellt, dass die
Geschossflachenzahl deutlich Uberschritten wurde, was auch mit der oben dargestellten Anrechnung
von Attikageschossen zusammenhéngt. Aufgrund der Rechtskraft des Bebauungsplans Nr. 124
,Anderung Jettenhausen Siid-Ost“ aus dem Jahre 1971 ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO)
von 1968 anzuwenden, bei der die Nicht-Vollgeschosse bei der Berechnung der Geschossflachen-
zahlen zu bericksichtigen sind.

Die in neueren Bebauungspléanen anzuwendende BauNVO von 1990 sieht keine Anrechnung der
Geschossflachen in Nicht-Vollgeschossen mehr vor, um die Schaffung von Wohnraum zu erleichtern.

Im Zuge der Nachbarschaftsbeteiligung im Baugenehmigungsverfahren kam es aufgrund der
unterschiedlichen rechtlichen Auslegungen des Bebauungsplans und der entsprechenden
Abweichungen vom B-Plan zu Einwendungen, die insbesondere die Geschossigkeit und die
Geschossflachen betreffen. Z.T. wurde auch die hohe Anzahl der Wohneinheiten (102
Wohneinheiten) als Einwendung vorgebracht, da es im Bebauungsplan entsprechende Planeintrage
gibt, die die Anzahl der Wohneinheiten auf ca. 54 beschrénken. Diese Planeintrage haben aber keine
rechtliche Bindung, da das damalige Baugesetzbuch (damals noch Bundesbaugesetz) keine
Rechtsgrundlage hatte, die Anzahl der Wohneinheiten zu reglementieren, was erst ab 1987 durch die
Einfihrung des 8 9 Abs. 1 Nr. 6 in das Baugesetzbuch ermdglicht wurde. In der Verfahrensakte zum
Bebauungsplan wird nur einmal Bezug auf die Anzahl der Wohneinheiten genommen, wobei hier
davon gesprochen wird, dass nicht mehr als 110 Wohneinheiten entstehen sollen.

Aufgrund der insbesondere oben aufgefiihrten Abweichungen vom Bebauungsplan wurde dem
Antragsteller mitgeteilt, dass eine Baugenehmigung auf der Grundlage des derzeit rechtskraftigen
Bebauungsplanes Nr. 124 ,Anderung Jettenhausen Sid-Ost* nicht mdglich ist.

Der Antragsteller hat seine Planung auch aufgrund der oben gemachten Einwendungen der
Nachbarn nun reduziert, wobei die grundsatzliche stadtebauliche Konzeption annéhernd beibehalten
und insbesondere die Baugrenzen des derzeit rechtskraftigen Bebauungsplans und dessen
gebaudliche Hohenentwicklungen auch weitgehend ibernommen werden.

Besonderer Wert wurde dabei auf das nordliche Gebaude gelegt, das mit nun 4 Vollgeschossen und
einem Attikageschoss der maximalen Hohenentwicklung des derzeitig rechtskraftigen
Bebauungsplanes entspricht. Auch das o6stliche Gebaude wurde so konzipiert, dass drei
Vollgeschosse mit Attikageschoss entstehen. Auch die Gebdudeabstande zu den Nachbarn
entsprechen denen aus dem derzeitig rechtskraftigen Bebauungsplan. Zudem wurde das im B-Plan
124 festgesetzte oberirdische Parkdeck im Nordosten komplett durch eine unterirdische Tiefgarage
ersetzt, die mit einer intensiven Begriinung von 55 cm (incl. Drainage) Giberdeckt werden soll.
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Die nun vorgelegte Planung bewirkt eine Nachverdichtung im Bestand und weicht vom derzeit
rechtskraftigen Bebauungsplan nach wie vor ab, weshalb dieser im Zuge eines vorhabenbezogenen
Bebauungsplans in einem Teilbereich (Grundstiick mit der FIst.Nr. 74/1) geandert und auf die heute
gultigen Rechtsgrundlagen (Baugesetzbuch, Baunutzungsverordnung, Landesbauordnung, etc.)
umgestellt werden soll.

Der derzeit rechtskraftige Bebauungsplans Nr. 124 erméglicht Geschossflachen von bis zu 7066 mz.
Die nun angedachte Nachverdichtung durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ermdglicht
eine Geschossflache von 9428 mz2 (Vergleichswert bei der Mitrechnung der Staffelgeschosse analog
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) aus dem Jahre 1968).

Nach der nun anzuwendenden BauNVO aus dem Jahre 1990 wird eine Geschossflache von 7619 m2
erreicht, da die Staffelgeschosse (als Nicht-Vollgeschosse) bei der Geschossflachenberechnung
nicht mehr mitgerechnet werden.

Insbesondere folgende Verédnderungen sind im Vergleich zum vormaligen Bauantrag (Dezember
2015) vorgenommen worden:

Bauantrag vom Dezember 2015 Entwurf VEP vom 07.11.2016
e Haus 1 (im Norden, direkt am Hagleweg) 3—5 | e Haus 1 hat nun durchgehend 4 VG +
VG + Attikageschoss Attikageschoss (reduzierte Abmessungen)
e Haus 2 (im Westen) 2 — 3 VG + Attikageschoss | ¢ Haus 2 hat nun durchgehend 3 VG +
Attikageschoss

¢ Haus 3 (im Sudwesten) 2 VG + Attikageschoss | e Haus 3 bleibt bei 2 VG + Attikageschoss
(reduz. Abmessungen)

e Haus 4 (im Stdosten) 3—4 VG + e Haus 4 hat nun durchgehend 3 VG +
Attikageschoss Attikageschoss (reduz. Abmessungen)

e 102 Wohneinheiten e 98 Wohneinheiten

o Stellplatze: Tiefgarage 101, oberirdisch 19 e Stellplatze: Tiefgarage 113, oberirdisch 23

o Kein offentlicher FulRweg entlang der ¢stlichen o Offentlicher FuRweg entlang der 6stlichen
Grundstlicksgrenze Grundstiicksgrenze (FulRwegeverbindung

zw. Hagleweg u. Konrad-Kiimmel-Weg)

¢ Retentionsflachen entlang der Nachbargrenzen | ¢ Keine Retentionsflachen entlang der
Nachbargrenzen (intensive
Dachbegriinung der Tiefgarage u.
extensive Dachbegriinung der Gebaude
als Pufferung des Regenwasserabflusses)

Das erforderliche verbindliche Bauleitplanverfahren wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan
nach § 12 BauGB durchgefiihrt. Da es sich bei der Planung um Nachverdichtung von Flachen der
Innenentwicklung handelt, wird das beschleunigte Bebauungsplanverfahren gem. § 13a BauGB
angewandt. Hierbei ist die Durchfihrung einer Umweltprifung nicht erforderlich. Auch die
Regelungen zu Eingriff / Ausgleich werden bei diesem Verfahren nicht angewendet.

Die Einleitung des Verfahrens (Einleitungsbeschluss) wurde vom Gemeinderat am 10.10.2016
beschlossen.

Fir den nun anstehenden Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss wurde die Vorhabenplanung
konkretisiert und es wurden verschiedene fachgutachterliche Untersuchungen durchgefiihrt, die
dieser Sitzungsvorlage als Anlagen beigeflgt sind.

Nachster Verfahrensschritt ist die Offentlichkeitsbeteiligung in Form der Offentlichen Auslegung der
Entwurfsunterlagen sowie parallel die Durchfiihrung der Behordenbeteiligung.

Der Satzungsbeschluss ist fur das Frihjahr 2017 vorgesehen. Vor dem Satzungsbeschluss ist
aufRerdem der Durchfiihrungsvertrag abzuschlieR3en, in dem u.a. die Kostentragungen zu regeln sind.
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Weitere Informationen kénnen den beiliegenden Unterlagen entnommen werden.

2016 /V 00329 Seite 5von 5



	FLD_voname
	SMC_BM_VOTEXT5
	Anlage
	Text15
	Kontrollkästchen4
	Datum
	Zuständig
	Zusatzinformation
	Ostatus
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT6
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

